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Die Bürgermeisterin 

 
In Vertretung 

 
    
   (Schröder) 

Technischer Beigeordneter 

Emsdettener Straße 40, 48565 Steinfurt, Telefon (02552) 925-0, Fax (02552) 925-472 

 

Änderungsverfahren 
 
 
Dieser Plan ist gemäß § 13 BauGB aufgrund des Ratsbeschlusses vom 28.03.2023
geändert worden. 
 
 Steinfurt,  
 
 
 
 Bürgermeisterin 
 
Dieser Plan hat laut Ratsbeschluss vom 00.00.0000gemäß § 3 (2) BauGB B i.V.m.
§ 13 BauGB in der Zeit vom 00.00.0000bis                  öffentlich ausgelegen. 
 
 Steinfurt, 
 
 
 
 Techn. Beigeordneter 
 
Dieser Plan mit seinen Festsetzungen nach § 9 BauGB – in Verbindung mit der 
BauNVO und § 89 BauO NRW – ist gemäß § 10 (1) BauGB vom Rat der Kreisstadt 
Steinfurt am 00.00.0000als Satzung beschlossen worden. 
 
 Steinfurt, 
 
 
 
Bürgermeisterin Schriftführerin 
 
Dieser Plan liegt gemäß § 10 (3) BauGB mit zugehöriger Begründung laut 
ortsüblicher Bekanntmachung vom 00.00.0000öffentlich aus. Mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung ist der Plan rechtsverbindlich geworden. 
 
 Steinfurt, 
 
 
 
 Techn. Beigeordneter 
 
Diesem Bebauungsplan lagen die Flurkarten des Katasteramtes Steinfurt zugrunde. 
Es wird bescheinigt, dass die Darstellung des gegenwärtigen Zustandes richtig ist. 
 
 Steinfurt, 
 
 L.S. 
  
 Ö.b.V.I. 
 

Hinweise 
 
1. Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen,

Erlasse und DIN-Vorschriften) können im Rathaus der Kreisstadt Steinfurt, 
Emsdettener Straße 40, 48565 Steinfurt, beim Fachdienst Stadtplanung und 
Bauordnung während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

 
2. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, 

d.h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Beschaffenheit) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Unteren Denkmalbehörde (Kreisstadt Steinfurt) und 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Archäologie für Westfalen, Außenstelle 
Münster, (Tel. 0251 / 591-8911) unverzüglich anzuzeigen 
(§§ 16 + 17 Denkmalschutz- 
gesetz NRW). 

Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Baubeginn) der LWL-
Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster, An den Speichern 7, 
48157 Münster, schriftlich mitzuteilen. 

Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des 
betroffenen Grundstückes zu gestatten, um ggfs. Archäologische Unter-
suchungen durchführen zu können (§ 26 DSchG NRW). Die dafür benötigten
Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen freizuhalten. 

 
3. Gemäß § 44 Landeswassergesetz (LWG) ist Niederschlagswasser von Grund-

stücken, die nach dem 01. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die 
öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, vor Ort zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten. Die dafür erforderlichen 
Anlagen müssen jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik 
entsprechen. 

 Das Plangebiet ist vollständig an eine vorhandene Mischwasserkanalisation in 
der Straße Am Bahnhof angeschlossen. Aufgrund der Grundstücksgrößen und 
der Bodenbeschaffenheit scheidet eine Regenwasserversickerung aus. 

 
4. Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser kann über ein getrenntes

Leitungsnetz in auf den Grundstücken zu errichtenden unterirdischen Becken 
(Zisternen) geleitet werden. Das Fassungsvermögen sollte mindestens 50 l / m² 
bedachte Grundfläche betragen. Die Anlagen sind durch einen Überlauf an die 
vorhandene Mischwasserkanalisation anzuschließen. 

Die Entnahme von Brauchwasser ist zulässig. 

Sollte im Plangebiet eine Brauchwassernutzung erfolgen, ist sicherzustellen, 
dass ein Zusammenschluss von Trinkwasser- und Brauchwasserleitungen nicht 
erfolgt (§ 17 Trinkwasser VO und DIN 1988). Die beiden Leitungssysteme sind 
– soweit nicht erdverlegt – farblich unterschiedlich zu kennzeichnen. 

 
 5. Die Durchführung aller bodeneingreifenden Baumaßnahmen sollte mit der

gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig aus-
geschlossen werden kann. Sofern ein Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist 
die Arbeit sofort einzustellen und die allgemeine Ordnungsbehörde der Kreisstadt 
Steinfurt sowie der staatliche Kampfmittelräumdienst Westfalen - Lippe (KBD 
WL) (Einsatzleitung bei der Bezirksregierung Arnsberg in Hagen innerhalb der 
Dienststunden, Telefon 02331 / 6927-3880 bis -3885 oder außerhalb der 
Dienststunden der Führungs- und Lagedienst in Arnsberg, Telefon 02931 / 82-
2281) zu verständigen. 

 
6. Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Betriebsanlagen entstehen 

Immissionen. Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder
Ersatzmaßnahmen können gegen die DB AG nicht geltend gemacht werden, da 
die Bahnstrecke eine planfestgestellte Anlage darstellt. Spätere Nutzer des
Objektes sind frühzeitig und in geeigneter Weise auf die Beeinflussungsgefahr 
hinzuweisen. 

 
 

 

Textliche Festsetzungen 
 
 
Art der baulichen Nutzung 
 
1. Im festgesetzten Mischgebiet (MI6) sind die Nutzungen gem. § 6 (2), Nrn. 1 - 5 

BauNVO (Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhandelsbetriebe, 
Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
sonstige Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) allgemein zulässig. 
 

2. Die übrigen Nutzungen nach § 6 (2), Nrn. 6-8, (Gartenbaubetriebe, Tankstellen 
und Vergnügungsstätten) sind gem. § 1 (5) i.V.m. (9) BauNVO unzulässig. 
 

3. Im Plangebiet sind gemäß § 1 (5) i.V.m. (9) BauNVO Sex-Shops und Vorführ-
räume, deren Zweck auf Darstellungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet
ist, sowie Bordelle und bordellähnliche Betriebe ausgeschlossen. 

 
Höhe baulicher Anlagen  
 
4. Die Sockelhöhe (Oberkante des Rohfußbodens des Erdgeschosses) darf gem. 

§ 18 BauNVO höchstens 0,30 m über dem unteren Bezugspunkt für die Höhe der 
baulichen Anlagen liegen. 
 

Der untere Bezugspunkt ist die Oberkante des Kanalschachtdeckels im Flur-
stück 336 vor dem Flurstück 216 (Am Bahnhof 7), der bei 74,33 m ü. NHN liegt. 

 
5. Die Höhe zwischen Oberkante Rohfußboden des Erdgeschosses und Schnitt-

punkt Oberkante Sparren des Dachgeschosses, gemessen an der Außenkante 
des aufgehenden Mauerwerks (Traufhöhe), wird auf max. 7,00 m begrenzt. 

 
6. Im Änderungsbereich darf eine Firsthöhe von max. 12,50 m, gemessen ab 

Rohfußboden des Erdgeschosses bis Oberkante Sparren des Dachgeschosses, 
nicht überschritten werden. 

 
Dachform und -neigung 
 
7. Im festgesetzten MI6-Gebiet sind gem. § 89 BauO NRW ausschließlich Sattel-

dächer mit 35° - 45° Neigung zulässig. 
 
8. Abweichend von den festgesetzten Dachneigungen sind untergeordnete Bau-

teile, Garagen, überdachte Stellplätze und zulässige Nebenanlagen mit
geringerer Dachneigung oder mit Flachdächern zulässig. 

 
9. Dachausbauten (Gauben) und Quergiebel sind zulässig. Der Abstand der

Gauben bzw. Quergiebel zum Giebelmauerwerk muss mind. 1,50 m betragen. 
Die Gesamtlänge der Dachgauben und Quergiebel darf 50 % der jeweiligen
Gebäudelänge, gemessen an der Traufseite, nicht überschreiten. 
 

Dachgauben und Quergiebel in der zweiten Dachebene sind unzulässig. 
 

Für Dacheinschnitte gelten die zuvor genannten Regelungen. 

Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 
 
10. Garagen und überdachte Stellplätze gemäß § 12 BauNVO sind nur innerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Vor Garagen und überdachten Stell-
plätzen ist ein Stauraum von mindestens 5,00 m Länge bis zur Straßenbe-
grenzungslinie einzuhalten. 
 

11. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche, jedoch grundsätzlich in einem Abstand von mindestens 
3,00 m zur Straßenbegrenzungslinie, in einer Größe bis max. 10,00 m2 unter
Berücksichtigung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen zulässig. Die
Nebenanlagen sind in Holzbauweise oder Holzoptik mit einer max. Firsthöhe von 
3,00 m zu errichten. 

 
Einfriedung und Begrünung 
 
12. Vorgärten dürfen nur soweit befestigt werden, als dies für die Zuwegung zum 

Hauseingang und die Zufahrt zu den Garagen / Stellplätzen erforderlich ist.
Gesonderte Stellplätze sind wasserdurchlässig, z.B. mit Rasengittersteinen, zu 
befestigen. Bei Parallelanordnung sind sie zur öffentlichen Verkehrsfläche hin mit 
einem mind. 0,75 m breiten Pflanzstreifen für Bäume, Hecken etc. abzugrenzen 
(bauliche Trennung). Der Flächenanteil für Zuwegungen, Zufahrten und Stell-
plätze darf nicht mehr als 70 % der Vorgartenfläche betragen. Die Anlegung von 
Stein- und Schottergärten ist unzulässig. 
 

13. Vorgärten dürfen gemäß § 89 BauO NRW zur öffentlichen Verkehrsfläche hin nur 
mit einem Rasenkantenstein bzw. Hecken aus einheimischen Laubgehölzen oder 
sichtoffenen Zäunen - max. 0,80 m Höhe über Straßenachse – eingefriedet
werden. Mauern bzw. Gabionen sind nur in einer Höhe von max. 0,50 m Höhe 
zulässig. Als Vorgarten gilt die Fläche zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
vorderer Baugrenze an der Eingangsseite des Gebäudes. 
 

14. Abstellplätze für bewegliche Abfallbehälter sind grundsätzlich mit einem Abstand 
von mindestens 3,00 m zur Straßenbegrenzungslinie anzuordnen. Diese sind mit 
Hecken aus standortgerechten einheimischen Laubgehölzen so einzugrünen, 
dass die Behälter von der öffentlichen Straßenverkehrsfläche nicht eingesehen 
werden können. Dieses gilt auch in den seitlichen Abstandsflächen. 
 

15. Bei Eckgrundstücken bzw. Grundstücken, deren Gärten einer öffentlichen Ver-
kehrsfläche oder einer mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belasteten Fläche 
zugeordnet sind, sind gemäß § 89 BauO NRW entlang der Straßen- / Wege-
begrenzungslinie Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,80 m in Form von
Hecken aus standortgerechten, einheimischen Laubgehölzen zulässig. 
 

In Kombination mit den genannten Heckenanpflanzungen sind auch Maschen-
draht- oder Stabgitterzäune mit einer Höhe von max. 1,80 m ausnahmsweise
zulässig. 

16. Auf den nach § 9 (1) BauO NW zu begrünenden nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen ist je angefangene 250 m2 Grundstücksfläche mindestens ein
einheimischer, standortgerechter Laubbaum mittlerer Größe (ca. 3,00 m, auch 
Obstbäume) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Gartenanlagen sind 
naturnah zu gestalten mit einheimischen Sträuchern / Bäumen zu bepflanzen 
und Dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume und Sträucher sind in der jeweils 
folgenden Pflanzperiode gleichwertig zu ersetzen. 

 
Schallschutz 
 
17. Bei der Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäu-

den sind die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den 
Anforderungen nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau“ – Teil 1: Mindest-
anforderungen, Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109 - 1:2018-01) auszubilden.
Betroffen sind die Bereiche der süd-, west- und östlichen Baulinien und Bau-
grenzen. 

In den überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen mit Fenstern in den
Bereichen der süd-, west- und östlichen Baulinien und Baugrenzen sind schall-
gedämmte Lüftungen vorzusehen. Die schallgedämmte Lüftung ist nicht erfor-
derlich, wenn nur oder zusätzliche Fenster in den Gebäudefronten vorgesehen 
sind, die an nördliche Baugrenzen angrenzen. 

 
Weitere gestalterische Festsetzungen 
 
18. Fensterlose Fassadenflächen sind mit standortgerechten Rankgewächsen zu 

begrünen. 
 

19. Satelliten-Empfangsanlagen sind an straßenseitigen Fassaden unzulässig. Bei 
Mehrfamilienhäusern sind nur Gemeinschaftsantennenanlagen oberhalb der 
Trauflinie zulässig. 
 

20. Im Plangebiet ist die Nutzung von Solarenergie in Form von Solarpaneelen oder 
Photovoltaikanlagen auf den Gebäuden zulässig. 
 

Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sind auf den Gebäuden nur parallel zur 
Dachfläche oder in diese integriert auszuführen. Bei Flachdächern sind auch
aufgeständerte Sonnenenergieanlagen zulässig. 

Festsetzungen 
 

Gemäß § 9 BauGB i.V.m. der BauNVO 
 

Nachrichtliche Darstellungen 
7. Zum Schutz der Fledermäuse und der europäischen Brutvogelarten gemäß 

§§ 39 und 44 (1) BNatSchG sind jegliche Gehölzarbeiten sowie die erforder-
lichen Abrissarbeiten nur außerhalb der Vogelbrutzeit bzw. Aktivitätsphase der 
Fledermäuse, d.h. vom 01.10. bis zum 28.02. zulässig. 
 

Müssen Abrissarbeiten aus zwingenden Gründen innerhalb des Zeitraumes vom 
01.03. bis zum 30.09. stattfinden, ist eine ökologische Baubegleitung erforderlich. 
Sämtliche Abbrucharbeiten sind mit dieser abzustimmen. Im Rahmen dieser 
Baubegleitung sind potenzielle Quartierstrukturen (z.B. Hohlräume in den
Wänden, Dachstuhl, Verblendungen, Vertäfelung, Rollladenkästen) vor einer 
möglichen Beeinträchtigung durch den Fachgutachter auf das Vorhandensein 
von Fledermäusen und Vögeln zu überprüfen. Wenn möglich, sind diese
Strukturen händisch zu öffnen und nach Kontrolle zu entwerten. Der Unteren
Naturschutzbehörde des Kreises Steinfurt ist vor Abrissbeginn ein kurzes
Protokoll vorzulegen. Die Abrissarbeiten sind in diesem Fall erst nach 
ausdrücklicher Freigabe durch die Untere Naturschutzbehörde zulässig. 

 
8. Der Abfallerzeuger hat für Baumaßnahmen mit einem zu erwartenden Anfall von 

Bau- und Abbruchabfällen einschließlich Bodenmaterial von insgesamt mehr als 
500 m³ ein Entsorgungskonzept zu erstellen. Art, Menge und beabsichtigter
Verbleib der gemäß § 8 (1) der Gewerbeabfallverordnung getrennt zu 
sammelnden Bau- und Abbruchabfälle sowie der beabsichtigte Verbleib 
anfallenden Bodenmaterials sind im Entsorgungskonzept darzustellen. Werden 
schadstoffhaltige Bauteile oder Baustoffe angetroffen, so sind Art, Menge und 
Verbleib schadstoffhaltiger Abfälle ebenfalls zu dokumentieren. Das 
Entsorgungskonzept ist der örtlich zuständigen Abfallwirtschaftsbehörde auf 
Verlangen vorzulegen. 
 

Die erforderlichen Abbruchmaßnahmen sind im Vorfeld der Arbeiten dem
Umwelt- und Planungsamt des Kreises Steinfurt anzuzeigen. 

Gemarkung Borghorst

Gebäude

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Flurgrenze

187


